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tages unserer Republik, ihren Einsatz für die bewußte 
Verwirklichung des Rechts und die Vorbeugung und Über
windung von Rechtskonflikten.

Besondere Aufmerksamkeit der Richter erfordert die 
durchgängige Gewährleistung einer hohen Überzeugungs
kraft der — konzentriert abzufassenden — Entscheidungen 
wie auch die Verstärkung der erzieherischen Wirkung der 
Durchführung der Verfahren einschließlich der Verhand

lung geeigneter Verfahren vor erweiterter Öffentlichkeit 
und der Anwendung der Gerichtskritik. Dazu gehört, die 
Verhandlung auf die für die Entscheidung wesentlichen 
Fragen und Auswirkungen unter strikter Beachtung der 
prozessualen Rechte und Pflichten der "Verfahrensbetei
ligten zu konzentrieren und durch eine exakte Vorberei
tung eine zügige Durchführung der Verfahren — bis zur 
Zustellung der Entscheidungen — zu sichern.
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In der DDR sind die gesellschaftlichen Gerichte als eine 
Errungenschaft der revolutionären Umwälzung der Gesell
schafts-, Staats- und Rechtsordnung zum festen Bestand
teil der Machtausübung der Arbeiterklasse und ihrer Ver
bündeten auf dem Gebiet der Rechtsprechung geworden. 
Es ist eine Form, in der die Bürger ihr verfassungsmäßiges 
Grundrecht auf umfassende Mitgestaltung des politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens der so
zialistischen Gemeinschaft und des sozialistischen Staates 
verwirklichen. Die Mitwirkung der Werktätigen in den 
gesellschaftlichen Gerichten ist ein charakteristisches Merk
mal des entwickelten Sozialismus.1

Entwicklungsetappen der gesellschaftlichen Gerichte

Die Konflikt- und Schiedskommissionen entstanden und 
entwickelten sich stets in Übereinstimmung mit wesent
lichen Etappen der Herausbildung und Gestaltung der 
sozialistischen Gesellschaft in der DDR. Als 1953 die Kom
missionen zur Beseitigung von Arbeitsstreitfällen in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben und in 
den Verwaltungen ihre Tätigkeit aufnahmen, begann die 
Arbeiterklasse unter Führung ihrer Partei den gesell
schaftlichen Erziehungsprozeß der Werktätigen durch die 
Werktätigen auch in der spezifischen Form eines gesell
schaftlichen Rechtspflegeorgans zu entwickeln. Das ent
sprach den gesellschaftlichen Veränderungen vor allem im 
Charakter der-Arbeit und war zugleich ein Beitrag zur 
Schaffung der Grundlagen des Sozialismus.

Der Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse in 
der DDR zu Beginn der sechziger Jahre war die politisch
ökonomische Grundlage für die Weiterentwicklung der 
Konfliktkommissionen (KK) und die Entstehung der 
Schiedskommissionen (SchK). Im April 1963 wurde die 
Zuständigkeit der KK erweitert und der Prozeß der 
schrittweisen Bildung von SchK vor allem in den Wohn
gebieten der Städte und in den Gemeinden eingeleitet. 
Die SchK erhielten für die Beratung über geringfügige 
Strafsachen und Beleidigungen sowie für die gütliche Bei
legung kleinerer zivilrechtlicher Streitigkeiten die gleichen 
Rechte wie die KK.

Nachdem Ende 1966 der Prozeß der schrittweisen Bil
dung der SchK abgeschlossen war, begann die gemeinsame, 
im wesentlichen einheitliche Entwicklung der KK und der 
SchK. Das war ein Ausdruck der weiteren erfolgreichen 
sozialistischen Umgestaltung der Gesellschaft. Gestützt auf 
diese Basis, erreichten beide gesellschaftlichen Rechts
pflegeorgane eine hohe Wirksamkeit ihrer Tätigkeit.

Im Jahre 1968 fixierte die sozialistische Verfassung die 
staatsrechtlichen Grundlagen für die Gestaltung der ent
wickelten sozialistischen Gesellschaft in der DDR. Sie wies 
den KK und SchK eine höhere Verantwortung zu, cha
rakterisierte sie als gesellschaftliche Gerichte, bezog sie in

das Gerichtssystem ein und übertrug ihnen die Aufgabe, 
im Rahmen der Gesetze Rechtsprechung auszuüben.2 Das 
ist die wesentliche Grundlage, auf der die KK und SchK 
gegenwärtig ihre erfolgreiche Arbeit leisten.

Das auf dem IX. Parteitag der SED im Mai 1976 ange
nommene Programm der SED enthält den Auftrag, die 
Rechte der gesellschaftlichen Gerichte zu erweitern.3 Das 
kennzeichnet den Prozeß der weiteren Entwicklung der 
KK und SchK.

Gesellschaftliche Gerichte 
in anderen sozialistischen Ländern

Die Entwicklung der Konflikt- und Schiedskommissionen 
vollzog sich stets auch in Auswertung von Erfahrungen 
anderer sozialistischer Länder, insbesondere des Sowjet
staates. Die Arbeiter-Disziplinar-Kameradschaftsgerichte, 
die 1919 in der RSFSR auf Anregung Lenins ihre Entwick
lung begannen, die Kommissionen zur Entscheidung ar
beitsrechtlicher Streitigkeiten, die an gleicher Stelle An
fang der zwanziger Jahre ihre Tätigkeit aufnahmen und 
entsprechende Organe, die nach 1945 in der damaligen 
Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut arbeite
ten, vermittelten die Erfahrungen, die bei der Entstehung 
und Entwicklung der KK ab 1953 genutzt wurden.

Die Ausgestaltung der KK und die Entstehung der 
SchK Anfang der sechziger Jahre vollzog einen Prozeß, der 
in anderen sozialistischen Ländern zur gleichen Zeit ver
lief. Die Ordnung über die Kameradschaftsgerichte in der 
RSFSR von 1961 und/entsprechende gesetzliche Regelun
gen Bulgariens, der CSSR, Polens, Rumäniens und Un
garns charakterisierten die gesellschaftlichen Rechtspflege
organe in wesentlichen Merkmalen einheitlich. Als ge
wählte, ihren Wählern verantwortliche und abberufbare 
ehrenamtliche Organe der Erziehung und Selbsterziehung 
der Bürger, die auf gesetzlicher Grundlage an ihrem Ar- 
beits- oder Wohnort über Rechtsverletzungen und Rechts
streitigkeiten beraten und entscheiden und das Recht be
sitzen, Erziehungsmaßnahmen auszusprechen. Ihre Ent
scheidungen unterliegen der Möglichkeit der Überprüfung 
durch andere Organe. Die Tätigkeit der gesellschaftlichen 
Rechtspflegeorgane wird durch staatliche und gesellschaft
liche Organe geleitet und durch Gerichte oder andere Ju
stizorgane unterstützt.

Die gegenwärtige Entwicklung der Kameradschaftsge
richte in der Sowjetunion veranschaulicht der Beschluß des 
Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 8. Fe
bruar 1977 „Über die weitere Vervollkommnung der Tä
tigkeit der Kameradschaftsgerichte“.4 Seinen Empfehlun
gen haben die Präsidien der Obersten Sowjets der Unions
republiken in ihren Beschlüssen entsprechenden Ausdruck 
verliehen, so u. a. in der RSFSR durch die Beschlüsse vom


